Doppelhaushalt 2008 / 2009: Erfolgreiche Nachbesserungen in rot-roter Handschrift
( Trotz der Niederlage Berlins vor dem Bundesverfassungsgericht waren die Sparanstrengungen der rot-roten Koalition aber dennoch nicht sinnlos, da sie zu einem ausgeglichenen Primärhaushalt geführt haben, bei dem die Ausgaben (ohne die Zinszahlungen für frühere Schulden) ausschließlich aus den Einnahmen bestritten werden. Weitere Entscheidungen – wie z.B. die Erhöhung der Grund- und der Grunderwerbssteuer, der Verkauf der Gewerbesiedlungs-Gesellschaft (GSG), der Stadtgüter und der Landesbank Berlin (LBB) – sowie die gestiegenen Steuereinnahmen führten zu einer deutlichen Entspannung für den Landeshaushalt. Zwar kann nun auch nicht das Geld mit vollen Händen zum Fenster heraus geworfen werden, aber in diesem Haushalt konnten politische Prioritäten sichtbarer gesetzt und finanziert werden. Das zeigte sich schon im Haushaltsentwurf des Senats und zeigt sich noch deutlicher in der morgigen Abschlussentscheidung des Hauptausschusses (16. November 2007).
( Bereits bei der Aufstellung des Haushaltes durch den Senat wurden die Prioritäten vor allem im Bereich der Wissenschafts-, Bildungs-, Kultur-, Sozial- und Integrationspolitik gesetzt. Nunmehr ist es den Koalitionsfraktionen – oftmals auf Initiative der LINKEN und nicht selten nach langen und zähen Verhandlungen – gelungen, weit reichende weitere Nachbesserungen und Schwerpunkte im Haushalt zu verankern. 

Hier eine exemplarische Auswahl: 
Wirtschaft / Arbeit / Soziales / Gesundheit
· Über den Koalitionsvertrag hinausgehend, werden mit bis zu 40,931 Mio. € (2008) und 65,728 Mio. € (2009) nicht mehr 2.500, sondern nunmehr 10.000 sozialversicherungspflichtige und Existenz sichernde Stellen im Rahmen eines öffentlich geförderten Beschäftigungssektors geschaffen. 
· Es gibt keine Privatisierung von öffentlichem Eigentum, aber stattdessen einen auf 20 Jahre angelegten Unternehmensvertrag mit der BVG mit dem jetzigen Volumen von 3,25 Mrd. €.

· Um keine Kürzungen bei den Obdachlosenhilfen zuzulassen, gibt es 2009 0,5 Mio. € zusätzlich. 

· Das bundesweit einmalige Sozialticket ist weiterhin gesichert und zwar nicht mehr zum halben Preis der ständig teurer werdenden Umweltkarte, sondern zu konstanten 33,50 €.
· Für die Beschleunigung bei der Erteilung von Schwerbehinderten-Ausweisen (im Moment durchschnittlich 182 Tage bei der Erstfeststellung und 222 Tage bei der Neufeststellung) werden zusätzlich 3 Ärzte- und 10 Sachbearbeiterstellen zur Verfügung gestellt.

· Mit 150.000 € (2008) und 450.000 € (2009) wird ein verbindliches Einladungswesen für die Teilnahme an den gesetzlichen Vorsorgeuntersuchungen für Kinder eingeführt. 

Kinder / Jugend / Familie / Bildung / Kultur / Wissenschaft

· Das Projektes „Aufsuchende Elternhilfe" wird im Umfang von 400.000 € gefördert.

· Es werden zwei zusätzliche Stellen je Jugendamt für die Koordination im Kinderschutz (auch Außeneinstellungen möglich) sowie insgesamt 88 Stellen für die Ordnungsämter (auch zur Durchsetzung Kinder- und Jugendschutz) eingerichtet.
· Der Etat für den Familienpass zum Ausbau der Angebote für sozial schwache Familien wird um 100.000 € pro Jahr aufgestockt.

· Die Subventionierung des Mittagessens in den Grundschulen zum Preis von 23 € / Monat wird um 4,2 Mio. € pro Jahr erhöht.
· 2 Mio. € werden als Ausgleich für den Fall eingestellt, dass Lottomittel nicht in erforderlicher Höhe kommen.

· Mit 22.000 € wird der Girls Day abgesichert.

· Alle ursprünglich geplanten Kürzungen bei politischer Bildungsarbeit wurden zurück genommen. 
· Zur Verstärkung der Arbeit mit kriminellen Kindern unter 14 Jahren gibt es 200.000 €.

· Für das neue Konzept für kulturelle Bildung werden 1,5 bis 3,6 Mio. € pro Jahr zur Verfügung gestellt. 

· Zur Sicherung des Programms „Chancengleichheit für Frauen in Wissenschaft und Forschung“ stehen nunmehr insgesamt 3 Mio. € zur Verfügung. 
Sport

· Aus dem GSG-Verkauf gehen  50 Mio. € in die Bädersanierung.

· Die Mittel für mehr Kooperationen zwischen Schulen und Sportvereinen werden um 80.000 € erhöht.

· Um die unentgeltliche Nutzung von Kita-, Schul- und Vereinsgebäuden durch die Träger zu sichern, wurden zusätzlich 500.000 € bereitgestellt. 
· 500.000 € zusätzlich für  die „Kernsportförderung" erhalten gemeinnützige Sportvereine. 

· Mit 1,3 Mio. € wird der Wegfall der Spielbankmittel ausgeglichen und die Sportförderung etwa auf dem bisherigem Niveau gehalten. 

Inneres / Rechtsextremismus

· Das Programm gegen Rechtsextremismus wird um  0,4 Mio. € (2008) sowie um 0,5 Mio. € (2009) erhöht, um den Wegfall von Bundesmitteln auszugleichen.
· Für ein Projekt der Volkssolidarität zur Arbeit mit gewalttätigen Männern gibt es 100.000 € pro Jahr. 

Verkehr

· Zur Kompensierung von Kürzungen bei den Zuschüssen zum schienengebundenen Nahverkehr durch die Bundesregierung gibt es zusätzliche 30 Mio. €.
· Für die Verkehrserziehung gibt es 12 150.000 € mehr; für den Denkmalschutz 12 500.000 €, für den Radverkehr 500.000 €, für U-Bahn-Aufzüge 4 Mio. €.
Bezirke

( SPD und LINKE sind sich einig, dass das bisherige Zumessungssystem für die Bezirke transparenter und vor allem grundsätzlich überdacht werden muss. Dazu wird nach den Haushaltsberatungen eine intensive Debatte eröffnet, um gegebenenfalls beim Haushalt 2010 auf einer angemessenen Grundlage agieren zu können. 
( Bereits bei der Haushaltsplanaufstellung wurde die Forderung der Bezirksbürgermeisterinnen und Bezirksbürgermeister aufgegriffen, die Mittel für die Hilfen zur Erziehung gegenüber der bisherigen Planung um 29 Mio. Euro zu erhöhen. Zudem wurden den Bezirken zusätzliche 25 Millionen Euro für Personalmittel zur Verfügung gestellt. Weiterhin entschied sich der Senat, im Zuge der Haushaltsberatungen 88 Stellen für die Ordnungsämter nachträglich zu bewilligen. Die Besetzung soll zunächst aus dem sogenannten Stellenpool (ZEP) erfolgen. 

( In der Beratung der Bezirkshaushalte im Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses ist es gelungen, etliche weitere Verbesserungen in der Stellenausstattung zu vereinbaren: 
· So sollen zur Erfüllung der den Bezirken übertragenen Aufgaben zum Jugend- und Gesundheitsschutz im Rahmen des „Netzwerk Kinderschutz“ die bezirklichen Jugendämter mit 24 Stellen verstärkt werden. 
· Die Koalition hat zudem festgelegt, dass, wenn nicht genügend geeignete Mitarbeiter im ZEP vorhanden sind, dies auch durch Außeneinstellungen erfolgen darf. Dazu sollen bis zu 900.000 Euro bereitstehen. Dies gilt nach der Beschlussfassung der Koalition im Hauptausschuss nunmehr auch für die 88 Stellen bei den Ordnungsämtern, die der Senat bereits beschlossen hatte. 
· Bei der Neuordnung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes wird die Koalition dafür sorgen, dass nach Beschluss über die neue Zielstruktur bis zum 1. April 2008  Neueinstellungen erfolgen können. 

( Weiterhin hat sich die Koalition darauf verständigt, dass

· den Bezirken 1,8 Mio. Euro für sogenannte fallunspezifische Leistungen bei den Hilfen zur Erziehung zusätzlich zur Verfügung gestellt werden;

· die Bezirke für das Nachfolgeprogramm des  „ISBJ“-Computerprogrammes in den Jugendämtern zusätzliche 2,4 Mio. Euro erhalten;

· bei den Aufgaben zur Hochbauunterhaltung in den Bezirken  zusätzlich 4,5 Mio. in den Haushalt eingestellt werden;

· die sog. Mütterkurse (Sprachunterricht) zusätzlich mit 400.000 Euro verstärkt und in allen Bezirken nach Bedarf angeboten werden, nicht mehr ausschließlich nur in den Innenstadtbezirken;

· die Bezirke zudem 500.000 Euro zusätzlich zur Verbesserung der Schuldnerberatung erhalten;

· der Bezirk Mitte für die überregionale Aufgabe zur Kontrolle des Großviehmarktes in der Beusselstraße 350.000 Euro zusätzlich erhält, um „Gammelfleisch“-Skandale besser als bisher verhindern zu können.

„Altschulden“
( Darunter werden Verschuldungen verstanden, die Bezirke in vergangenen Jahren gemacht hatten und die nun Jahr um Jahr in nicht unbeträchtlichen Raten aus den laufenden Haushaltsmitteln „abgezahlt“ werden müssen. Das sind die Bezirke Friedrichshain-Kreuzberg, Marzahn-Hellersdorf, Mitte, Pankow und Spandau. Entgegen der Praxis der vergangenen Jahre hat sich die Koalition nicht entschieden, der Senatsverwaltung für Finanzen zu folgen und die sog. vorläufige Haushaltswirtschaft in den Bezirken zu verhängen, deren Schuldentilgung nicht den Anforderungen der Senatsverwaltung für Finanzen entspricht. 

( Lediglich für die Bezirke, in denen die BVV in zweiter Lesung noch nicht über einen Haushalt entschieden hat (Friedrichshain-Kreuzberg und Mitte), konnte der Bezirkshaushalt noch nicht bestätigt werden. Die Bezirke Marzahn-Hellersdorf und Spandau erhalten die Gelegenheit, die mit der Senatsverwaltung für Finanzen verabredeten Konsolidierungskonzepte umzusetzen, ohne dass ihnen, wie von der Senatsverwaltung für Finanzen vorgeschlagen, das Geld vorab gekürzt wird. 
( Der Bezirk Pankow erhält bis zum 8. Mai 2008 die Gelegenheit, ohne vorläufige Haushaltswirtschaft und auf Basis des durch die BVV beschlossenen Bezirkshaushalts mit der Landesebene eine Verabredung über den Umgang mit den „Altschulden“ zu erzielen. Weitergehende Eingriffe in die Bezirkshaushalte, die die Senatsverwaltung für Finanzen dem Hauptausschuss vorgeschlagen hat, wurden durch die Koalition – vor allem auf Drängen der LINKEN – nicht umgesetzt.
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